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Donnerstag, 17. September 2020

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Weniger teuer als befürchtet
Ein Teil aus demBaslerMassnahmenpaket gegenCorona ist bald zu Ende geführt: DieHilfe für indirekt Betroffene.

Benjamin Rosch

Rückblende auf Ende März
dieses Jahres: Die Zahl der In-
fektionen näherte sich ihrem
Höchststand und niemand
konnte überhaupt abschätzen,
wie hart das Virus die Region
treffenwürde.Vielerorts tat sich
der Staat schwer mit Massnah-
men, um den drohenden Wirt-
schaftskollaps abzufedern. Die
beiden Basel reagierten jedoch
früh und schnürten eigenstän-
dige Notpakete. Eines davon
sollte jene Berufsgruppen der
Selbstständigen unterstützen,
die zwargemässCorona-Regeln
dennoch arbeiten durften, de
facto aber kaum Arbeit vorfan-
den:Physiotherapeutinnen,Lo-
gopäden oder Psychiaterinnen
etwaoder sogarÄrzte.Während
des Lockdowns blieben deren
Wartezimmer leer.

«Der Regierungsrat ist da-
ran, genau für diese Gruppe
Selbstständiger weitere Instru-
mente zu entwickeln und ent-
sprechendeMittel dafür freizu-
bekommen», sagteWirtschafts-
direktor Christoph Brutschin
(SP) gegenüber dieser Zeitung
Ende März. Und stellte kurz
darauf die unbürokratischeHil-
fe vor. Über die Höhe der dafür
zur Verfügung gestellten finan-
ziellen Mittel konnte Brutschin
nur ungefähre Angaben ma-
chen: Sie würden sich aber «im
tiefen bis mittleren zweistelli-
gen Millionenbereich» bewe-
gen.

DieBilanz:Weniger
schlimmalsangenommen
Rundeinhalbes Jahr später fällt
die Bilanz weniger dramatisch
aus als angenommen. Auch da-
rum,weil derBundwenig später
nachzogundähnlicheMassnah-
menanordnete.Diesegaltenbis
gestern. InBasel-Stadt konnten
indirekt von der Coronakrise
Betroffene auf Unterstützungs-
leistungenzwischen98und196
Franken pro Tag zurückgreifen
–dankderReaktiondesBundes
nur in den Monaten April und
Mai. «BeimKantonwurden ins-
gesamt zirka 1100Gesuche von
indirekt betroffenenSelbststän-

digerwerbenden eingereicht»,
sagtBrigitteMeyer vomzustän-
digen Amt für Wirtschaft
(WSU). Einen Teil davon ver-
wiesdasAmtandenBund.Weil
damit zum Teil umfangreiche
Abklärungen verbunden sind,
erhalten einigeGewerbler noch
heuteGeld vomKanton.

DerBetrieb läuftwieder –
doch jetztkommtdasGeld
Dies führt mitunter zu Verwir-
rung: Während einige Betriebe
längst wieder einen normalen
Arbeitsalltag begehen, trudelt
nach und nach Geld vom Staat
ein. Wie ist damit umzugehen?
Hier muss unterschieden wer-
denzwischenBundundKanton.
Wer das Geld über die Aus-
gleichskasse bezieht, erhält die
Unterstützung vom Bund. Die-
ser schreibt vor, dass sich mel-
den muss, wer nicht mehr auf
die Unterstützung angewiesen
ist.Wer zu viel Vorschuss bezo-
gen hat, dem flattert später ein
Einzahlungsschein insHaus: Er
oder sie muss den überbezoge-
nen Vorschuss zurückzahlen.

Wer hingegen Geld direkt
vom Kanton Basel-Stadt zuge-
sprochen erhält, hat nichts zu
befürchten: Ihm steht das Geld
auf jedenFall zu.«Daranändert
eine allenfalls verzögerte Aus-
zahlung nichts», sagt Brigitte
Meyer. Selbst jene Betriebe, die
nicht so starkgebeuteltwurden,
wie anfänglich vielleicht be-

fürchtet, dürfen die staatliche
Unterstützung behalten.

DerGrund liegt inderunter-
schiedlichenLaufzeit derMass-
nahmen: In den Monaten April
und Mai ist nicht davon auszu-
gehen,dass sichdieLage fürvie-
le bereitswieder so stark gebes-

sert habe, erklärtBrigitteMeyer.
Die Unterstützung des Bundes
hingegenerstrecke sichüber ein
halbes Jahr. Da sei durchaus
möglich, dass sich die wirt-
schaftliche Situation für viele
Selbstständige wieder stabili-
siert hat. Die zeitliche Begren-

zung lässt hingegen bereits ab-
schätzen, wie teuer die Mass-
nahme war: rund 4,5 Millionen
Franken, auchwenn noch nicht
alle Beiträge ausbezahlt sind.
Insgesamt dürfte es sich um
einen kleinen Teil der kantona-
lenCorona-Kosten handeln.

Während Corona tobte, blieben viele Wartezimmer leer. Bild: Urs Bucher

«Eswurden
insgesamt
1100Gesuche
eingereicht.»

BrigitteMeyer
GeneralsekretärinWSU

Reber schafft, was Weber gerne hätte
Der Baudirektor holt die strittige Abwicklung des Baselbieter Energiepakets zumKanton. Das kommt günstiger als die Vergabe an Externe.

DieVergabevonKantonsaufträ-
genanDritte ist imBaselbiet ein
heisses Eisen. Erst amDienstag
wurdebekannt,dassBaustellen-
kontrollen auch in Zukunft von
einerOrganisation derGewerk-
schaften und der Wirtschafts-
kammerBasellanddurchgeführt
werdensollen.Dievorberatende
Landratskommission stellt sich
mit diesemEntscheidgegendie
Absicht des zuständigen Volks-
wirtschaftsdirektors Thomas
Weber (SVP), die Kontrollen –
wie fast überall in der Schweiz –
unter die Obhut eines kantona-
lenAmts zu stellen.

WasWeberwohlnichtgelin-
gen wird, vollzieht in einem an-
deren Bereich Regierungskolle-

ge Isaac Reber: Der grüne Bau-
direktor lässtdieFördergesuche
des Energiepakets künftig von
der eigenen Direktion bearbei-
ten, statt diese Leistung auszu-
schreiben. Die Regierung be-
gründetdies indergesternpubli-
zierten Vorlage vor allem mit
Einsparungen:DiePersonalkos-
ten seien nur halb so hoch wie
bei einer Vergabe anExterne.

Mit beidenModellenhatBa-
selland Erfahrung: Zwischen
2012und2017wickeltedie IWF
AG, eine Tochter der Wirt-
schaftskammer Baselland, auf
Basis eines freihändig vergebe-
nenAuftragsdieGesucheab. Im
ZugeeinesRechtsstreits umdie
NeuausschreibungholtedieRe-

gierung das Energiepaket ab
2018 temporär in die Bau- und
Umweltschutzdirektion (BUD).
Nunsoll dasdefinitiv sobleiben.

Wirtschaftskammer:
«HättenMehrwertgeboten»
Die Wirtschaftskammer zeigt
für den Entscheid wenig Ver-
ständnis: Die IWF AG hätte
gegenüber der Verwaltungslö-
sung einen «echtenMehrwert»
geboten – eine wesentlich ra-
schereGesuchsbearbeitungund
einen flexibleren Beratungsser-
vice. Beim KMU-Dachverband
ist die Enttäuschung offenkun-
dig. Nach dem Bundesgerichts-
urteil vomJanuaräussertedieser
dieVermutung,dieBUDkönnte

das strittige Verfahren abbre-
chen und aufgrundmittlerweile
veränderter Rahmenbedingun-
geneineNeuausschreibungvor-
nehmen. Erstere Hoffnung hat
sich erfüllt; aber nur diese.

Das Bundesgericht hob im
Januar einen Vergabeentscheid
durch das Kantonsgericht vom
Juli 2018aufundwiesdiesenzur
Neubeurteilung insBaselbiet zu-
rück. «Lausanne» monierte in
einemNebenpunkt,dassdasBa-
selbieterGerichtbeiBeurteilung
einerBeschwerdegegendieVer-
gabedesEnergiepaketsdenAuf-
trag direkt an den klagenden,
zuvor unterlegenen Anbieter
vergeben hatte. Dabei handelt
es sich um die Zürcher Firma

Effienergie AG. Im Hauptpunkt
stützte das Bundesgericht in-
des die Vorinstanz. Die BUD
habe bei der Vergabe an die
Wirtschaftskammertochter IWF
Willkürwalten lassen,dieKrite-
rien seien schleierhaftundnicht
nachvollziehbar gewesen.

Die damalige BUD-Vorste-
herin Sabine Pegoraro (FDP)
musste sichwegenderundurch-
sichtigen Submission den Vor-
wurf gefallen lassen, die Wirt-
schaftskammer zu bevorzugen.
NichtzumerstenMal.Pegoraros
Nachfolger Isaac Reber will of-
fenbar einen solchen Verdacht
garnichterstaufkommenlassen.

Hans-Martin Jermann

Grenzt sich von der Wirtschafts-
kammer ab: der grüne Baudirek-
tor Isaac Reber. Bild: Kenneth Nars

Nachrichten
Basel testet Sicherung für
Rollatoren imBus

ÖV DieBaslerVerkehrsbetriebe
(BVB) undPro Senectute testen
einneuesSicherheitssystemfür
FahrgästemitRollator,wie sie in
einer Medienmitteilung schrei-
ben. Mithilfe einer Matte, die
überdie SitzflächedesRollators
gelegtwird,wirdderRollator im
Fahrzeugfixiert und ineineSitz-
gelegenheit verwandelt. Das
System sei am Dienstag erst-
mals von Seniorinnen und Se-
niorenausprobiertworden.Der
mitdem«Rollator-Rest»ausge-
rüstete Testbus verkehrt im
nächstenhalben Jahrmehrheit-
lich auf der Linie 33. (bz)

FürmehrSicherheit auf
Radwegen

Beleuchtungskonzept Sieben
unbeleuchtete Radrouten-Ab-
schnitte im Baselbiet sollen
beiDunkelheit sichererwerden.
Deshalb plant der Kanton, Be-
leuchtungenanzubringen; rund
3,5 Millionen Franken dürften
die Investitionskosten betragen
fürdie9,5Kilometer.DieRegie-
rung nennt die Abschnitte Biel-
Benken–Therwil, Arlesheim–
Münchenstein (entlang der
Birs),Muttenz–Pratteln (entlang
der Tramlinie), Pratteln–Fren-
kendorf (entlangdemSBB-Tras-
see), Itingen–Sissach,Gelterkin-
den–Tecknau und Ziefen–Rei-
goldswil. DenAnstoss dazu gab
einPostulat vonFDP-Landrätin
Saskia Schenker. (bz)

SebastianKölliker ist
nichtmehrPräsident

Bürgergemeinde SebastianKöl-
liker (SP), Bürgergemeindeprä-
sident der Stadt Basel, wurde
aus seinem Amt verabschiedet.
Köllikerwardrei JahrePräsident
und übernimmt nun das Vize-
präsidium. (bz)

Eglisee-Badsoll bis Ende
September offen sein

Vorstoss Weil dasBachgraben-
badneubisEndeSeptemberge-
öffnet bleiben darf, soll dies
auch fürdasEglisee-Badgelten.
Das fordert LDP-Grossrat An-
dré Auderset in der Interpella-
tion «Auch Eglisee soll länger
zumBade laden»vonderBasler
Regierung. (bz)
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